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Luxemburg
Für Luxemburg war das Jahr 1980 das Jahr Gaston Thorns. Als Präsident des Eu-
ropäischen Rates spielte der luxemburgische Außenminister eine wichtige Rol-
le, vor allem auf dem Gebiet der Europäischen Politischen Zusammenarbeit
(EPZ). Als kleinster der EG-Staaten hat Luxemburg kaum machtpolitische Be-
deutung. Sein Einfluß hängt weitgehend von der Persönlichkeit seiner Vertreter
ab, die in den verschiedenen internationalen Gremien Sitz und Stimme haben.
Thorns dynamischer Charakter hat dazu geführt, daß er der luxemburgischen
Außenpolitik mehr und mehr seinen eigenen Stempel aufdrückte. In dieser Hin-
sicht ist seine Position vergleichbar geworden mit denjenigen, die vor 20 Jahren
Paul-Henri Spaak in Belgien und Joseph Luns in den Niederlanden einnahmen.
Letzterer entwickelte sich zu einem so großen Politiker, daß die Niederlande zu
klein für ihn wurden und er nun als Generalsekretär der NATO die atlantische
Welt betreut.

Niederlande
Auch für Thorn schien der nationale Rahmen zu klein zu werden, so daß er be-
schloß, sich als Vorsitzenden der EG-Kommission aufstellen zu lassen. Er er-
reichte sein Ziel dank seiner Persönlichkeit, dank der Absprache der neun Re-
gierungschefs, daß die Benelux-Länder den kommenden Präsidenten der Kom-
mission stellen dürften und dank der sonderbaren Auffassung der niederländi-
schen Regierung, daß die für den Vorsitz geeigneten holländischen Politiker die-
se Stellung nicht wollten, und andererseits Politiker, die dieses Amt anstrebten,
nicht qualifiziert genug dafür wären. Diese Behauptung der niederländischen
Regierung hat die politischen Gemüter in den Niederlanden sehr bewegt1. Es
wurde zweimal im Parlament darüber debattiert. Letzteres bestand am 17. Juni
darauf, daß die Regierung doch noch einen Kandidaten aufstellen sollte. Als die
Benelux-Regierungen sich wenige Tage später auf Thorn einigten, wurde die
Regierung vom Parlament sehr getadelt, weil sie dessen Stellungsnahme voll-
kommen negiert hatte. Die Regierung zeigte sich wenig beeindruckt und versi-
cherte lediglich, daß man auch ohne den Vorsitz in Brüssel erheblichen Einfluß
ausüben könne: Die Niederlande würden nicht nur ein wichtiges Ressort in der
Kommission, sondern während des ersten Halbjahres von 1981 auch die Präsi-
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dentschaft des Rates übernehmen und damit über alle Möglichkeiten verfügen,
dem Integrationsprozeß einen eigenen Stempel aufzudrücken.

Als Beispiel für die zu erwartenden großen Ereignisse wurde angeführt, daß
der niederländische Ministerpräsident nach der Frühjahrskonferenz des Euro-
päischen Rates dem Europa-Parlament persönlich Bericht erstatten solle. Ein
halbes Jahr später teilte die Regierung mit, es wäre besser, den Besuch auf später
zu verschieben, da der französische Präsident nur wenig für die niederländischen
Pläne eingenommen sei.

Aus dem Vorausgegangenen läßt sich ersehen, daß sich die niederländische
Regierung lange und gründlich auf den Vorsitz vorbereitet hat. So betrachtet
war das Jahr 1980 für die Niederlande nur eine Vorstufe für das wichtigere Jahr
1981. Die zweite Hälfte des Jahres wurde dazu benützt, Ideen zu entwickeln, die
während der niederländischen Präsidentschaft einen Beitrag liefern könnten zur
Lösung der dringensten Probleme innerhalb der Gemeinschaft2. Drei Themen
wurden dabei vorangestellt: gleichmäßiger verteilte Ausgaben, Anpassung der
Agrarpolitik und unbedingte finanzielle Solidarität. Durch gleichmäßigere Aus-
gaben will man mehr Möglichkeiten auf dem Gebiet der Energiepolitik, der Re-
gional- und Sozialpolitik und der Hilfe an nicht-assoziierte Entwicklungsländer
schaffen. Der gewünschte Spielraum soll sich ergeben durch eine „bessere Auf-
teilung der Mittel und längerfristig durch das Zurückdringen der Garantie-Aus-
gaben auf dem agrarischen Sektor".

Die Aufzählung der Schwerpunkte bestätigt die niederländische Auffassung,
daß es sich um eine wirtschaftliche Gemeinschaft handelt. Doch auch die politi-
sche Dimension wird nicht aus dem Auge verloren. Der Beitritt Griechenlands
wurde durch eine große Mehrheit des Parlaments begrüßt, gerade wegen der po-
litischen Aspekte und trotz der weniger aussichtsreichen wirtschaftlichen Fol-
gen. Junge Demokratien sollten unterstützt werden und darum wurde der nie-
derländischen Regierung sehr geraten, sich nicht der französischen Absicht, den
Beitritt von Spanien und Portugal hinauszuzögern, anzuschließen. Die Proble-
me, die durch den Beitritt der neuen Mitgliedstaaten für die Arbeit der verschie-
denen Institutionen entstünden, müßten durch die Ausführung der Empfehlun-
gen der „Drei Weisen" und der Kommission-Spierenburg gelöst werden.

Die Niederlande haben sich noch nie sehr für die Integration auf dem Gebiet
der Außenpolitik interessiert. Noch vor 20 Jahren bekämpfte man sehr stark die
gaullistischen Pläne einer europäischen Politischen Union, da eine gemeinsame
Politik eine anti-atlantische, französische Politik bedeuten würde. Zehn Jahre
später stimmte man den Vorschlägen des „Davignon-Berichtes" zu, da darin so
wenig außenpolitische Kompetenzen für die EG vorgesehen waren, daß man
kaum Grund fand, dagegen zu sein. In politischen Kreisen der Niederlande war
man dann auch nicht übermäßig erfreut, als es danach aussah, daß die Europäi-
sche Politische Zusammenarbeit (EPZ) Form annehmen würde. Man befürchte-
te einerseits, daß die Ausweitung der intergouvernementalen Zusammenarbeit
unvermeidlich auch eine Schwächung der Gemeinschaft zur Folge hätte; ande-
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rerseits erwartete man, daß in der Praxis die EPZ lediglich eine Stärkung der
deutsch-französischen Führungsrolle bedeutete. Man mißtraute der französi-
schen Komponente wegen Frankreichs anti-atlantischer Haltung, wogegen eine
Führungsrolle für Deutschland noch immer gefühlsmäßigen Widerstand hervor-
rief. Die ersten Erfahrungen mit der EPZ, die sich besonders auf den Nahen
Osten bezogen, ließen die Niederländer nicht viel positiver über den Nutzen ei-
ner politischen Zusammenarbeit denken.

Ihre traditionelle pro-Israel-Politik erschwerte es den Niederlanden einem
Kurs, der mehr auf arabische Wünsche einging, zuzustimmen3. Umso bemer-
kenswerter ist, daß während der Debatte über den Beitritt Griechenlands durch
Sprecher verschiedener Parteien bedauert wurde, daß die EPZ so unverbindlich
sei. Griechenland sei z.B. an nichts gebunden, was die Neun im Rahmen der
EPZ abgesprochen hätten. Wie kann die EPZ je eine glaubwürdige Nahost-Poli-
tik entwickeln, wenn einer ihrer Mitgliedstaaten noch nicht einmal Israel als
Staat anerkannt habe, fragte man sich. Nach holländischer Auffassung sollte
Griechenland wegen der EPZ unverzüglich den Staat Israel anerkennen.

In größerem Einklang mit den traditionellen Auffassungen über politische Zu-
sammenarbeit stehen Bemerkungen des Außenministers in Bezug auf den Bei-
tritt Griechenlands: „Eine nochmals zunehmende Zahl der Teilnehmer bei poli-
tischen Konsultationen würde die bereits bestehende Neigung mancher Länder,
in bestimmten Krisensituationen die Initiative zu ergreifen und damit die übri-
gen Mitgliedstaaten der EPZ vor vollendete Tatsachen zu stellen, möglicherwei-
se vergrößern. Darum ist es nach niederländischer Auffassung auch unbedingt
notwendig an einem der Ausgangspunkte der EPZ festzuhalten, nämlich dem,
daß die Mitgliedstaaten bei wichtigen Fragen auf dem Gebiet der Außenpolitik
noch keinen definitiven Standpunkt einnehmen sollten, bevor nicht auch die an-
deren Teilnehmer in der Sache konsultiert seien, damit die Zusammenarbeit
nicht geschwächt und das bisher Erreichte nicht hinfällig würde. Dennoch bleibt
die niederländische Regierung bei ihrer Meinung, daß wesentliche Elemente der
nationalen Außenpolitik nicht zur Debatte stehen. Der intergouvernementale
Charakter der EPZ garantiert nun einmal die Freiheit, wenn gewünscht, selbst
eine nationale Politik fortzuführen". Soweit man dann doch zusammenarbeiten
will, muß man sich vor Augen halten, daß die Grenzen des europäischen Potenti-
als geopolitisch und wirtschaftlich eng gezogen sind. Europa eine unabhängige
Rolle in der Weltpolitik zu geben, ist eine Illusion, die, laut Aussage des Mini-
sters, zu einer gefährlichen Schwächung der vitalen gegenseitigen Abhängigkeit
von Amerika und Europa führen würde. Doch darf man aus dieser in den Nie-
derlanden kaum umstrittenen Stellungnahme nicht den Schluß ziehen, daß die
niederländische Politik mehr atlantisch als europäisch ausgerichtet sei. In Bezug
auf Europa ist man an wirtschaftlicher Integration, aber nicht an Machtpolitik in-
teressiert. Bis vor kurzem war die NATO maßgebend für die internationalen Be-
ziehungen der Niederlande; heute wird in politischen Kreisen die führende Rolle
des atlantischen Bündnisses zunehmend in Frage gestellt. Für die Sozialdemo-
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kraten (PvdA) ist die NATO-Mitgliedschaft ein schwerwiegender Diskussions-
punkt geworden; absolute Verfechter des atlantischen Bündnisses, wie der ehe-
malige Außenminister Max v.d. Stoel, nehmen innerhalb der PvdA einen ziem-
lich isolierten Platz ein.

Die Diskussion darüber, wie weit die Verpflichtungen reichen, die die Nieder-
lande als NATO-Mitglied auf sich nehmen müssen, findet auch in den meisten
anderen Parteien statt. Besonders die Stationierung von Kernwaffen auf nieder-
ländischem Boden und die Fortführung einer Reihe von Kernaufgaben in der
NATO haben nicht nur bei der PvdA, sondern auch innerhalb der D'66 (linksli-
beral) und der Christlichen Demokraten (CDA) zu tiefgreifenden Meinungsver-
schiedenheiten geführt. Auffallend ist jedoch, daß die größere Zurückhaltung
gegenüber der NATO nicht zu einer größeren Unterstützung einer europäischen
Lösung führte. Die Zweifel deuten einerseits auf eine Wiederbelebung pazifisti-
scher Tendenzen und andererseits auf eine zunehmende Besorgtheit über die
Stellung der Niederlande als einem kleinen, machtlosen Land, zwischen zwei
überbewaffneten Großmächten. Die Gefahr, in einem Konflikt zwischen diesen
Großmächten unterzugehen, würde durch die Bildung einer europäischen Kraft
nicht wesentlich verändert, darum sollte man nach allgemeiner Ansicht eine sol-
che Macht auch nicht anstreben.

Auch was diese Diskussion angeht, ist das Jahr 1980 nur eine Vorstufe für das
wichtigere Jahr 1981, das für die Niederlande ein Wahljahr ist. Die Parteien ha-
ben damit begonnen, ihre Programme aufzustellen und gute Vorsätze kund zu
tun4. Die Liberalen (VVD) haben sich bereits für eine Verhältniswahl beim Eu-
ropäischen Parlament, für Mehrheitsbeschlüsse im EG-Rat und für den Beitritt
Spaniens und Portugals ausgesprochen; außerdem wurde davor gewarnt, in der
EPZ Frankreich hinterherzulaufen. Andere Parteien haben mit der Aufstellung
ihrer Programme noch bis zum Beginn des Jahres 1981 gewartet.

Im allgemeinen kann man sagen, daß im Jahre 1980 Politiker und Parteien ab
und zu ein recht reges Interesse an wichtigen Ereignissen innerhalb der EG zeig-
ten. Besonders über die Tagungen des Europäischen Rates wurde im Parlament
lebhaft debattiert. Selbstverständlich sparte man nicht mit guten Ratschlägen.
Hinsichtlich einer größeren Effektivität des Rates wurden Mehrheitsbeschlüsse
wie immer als erstes genannt. Aber auch andere Lösungen wurden angeboten.
So belehrte ein Abgeordneter der Politischen Reformierten Partei (so etwas gibt
es nur in Holland!) seine Kollegen nach dem Fehlschlagen der Luxemburger Ta-
gung vom 27. bis 28. April 1980, in der sich die neun Staats- und Regierungschefs
erneut über die Höhe des britischen Beitrages am EG-Haushalt nicht einig wur-
den, daß die Verhandlungen gescheitert seien, da man an einem Sonntag konfe-
riert habe. Der Außenminister sagte daraufhin zu, daß die Regierung alles tun
wolle, um einen Wiederholungsfall zu vermeiden!

Im Hinblick auf die europäische Zusammenarbeit haben die verschiedenen
Parteien und ihre führenden Politiker keine sehr weitreichenden Ziele. Man un-
terstützt Vorschläge zur Stärkung der Institutionen zum Zwecke wirtschaftlicher
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Integration. Politische Zusammenarbeit wird jedoch bis heute noch nicht sehr
groß geschrieben; was das betrifft, sind die Belgier wesentlich europäischer ge-
sinnt als ihre nördlichen Nachbarn.

Belgien

Allein dadurch, daß Brüssel als Hauptstadt der Gemeinschaft gilt, fühlt man sich
in Belgien so eng verbunden mit dem Wohl und Wehe der EG, daß „Europa"
kaum zur Diskussion steht. Dies will jedoch nicht sagen, daß europäischen Fra-
gen besonders viel Aufmerksamkeit entgegengebracht wird5. Belgien hat schon
jahrelang ganz andere Sorgen: Die ausgedehnte Diskussion über die zukünftige
politische Struktur überschattet die allgemeine belgische Politik so sehr, daß alle
anderen Fragen nebensächlich werden. Gleichzeitig ergibt sich aus dem Struk-
turproblem auch ein Grund, die Europaidee zu stützen. Ein föderalistisches Bel-
gien in einem föderalistischen Europa hat nach allgemeiner Meinung viel bessere
Überlebenschancen, als ein nur mit sich selbst beschäftigtes Belgien. Daraus re-
sultiert eine deutliche Stellungnahme zu Gunsten der europäischen Integration
in politischen, wirtschaftlichen und institutionellen Bereichen.

Diese allgemeine Regierungspolitik wird durch die drei großen Parteien un-
terstützt. Es fällt jedoch auf, daß die Bevölkerung weit weniger stark an der eu-
ropäischen Sache interessiert scheint6. Nach dem euro-barometer vom Dezem-
ber 1980 sind 65% der Belgier mehr oder weniger für europäische Einigung,
während kaum mehr als die Hälfte (54%) die EG-Mitgliedschaft ihres Landes als
eine gute Sache betrachten. Vergleichen wir hiermit die anderen Benelux-Staa-
ten (die Niederlande mit 79% und 75%, Luxemburg mit 84% und 73%), so
scheinen die Belgier doch weniger als die Niederländer und Luxemburger davon
überzeugt zu sein, daß ihre Probleme besser in einem europäischen, als in einem
nationalen Rahmen gelöst werden können. Diese Probleme sind 1980 sicher
nicht kleiner geworden.

Neben der fundamentalen Frage über die politische Umstrukturierung des
Staates, hat auch Belgien in zunehmendem Maße mit einer Verschlechterung
der wirtschaftlichen Lage zu kämpfen. Gegen Ende des Jahres betrug die Ar-
beitslosigkeit 10% der arbeitenden Bevölkerung, womit Belgien innerhalb der
EG an der Spitze steht. Dadurch, daß die EG diese Entwicklung nicht verhin-
dern konnte, wuchs die Kritik an ihren Institutionen7. Bei dem Oktober-Kon-
greß der Allgemeinen Belgischen Gewerkschaft wurde erklärt, daß innerhalb
der EG die Trusts, die Monopole und die multinationalen Unternehmen einen
beherrschenden Einfluß ausüben. Weiter wird in dieser Erklärung behauptet,
daß „obwohl in Europa global gesehen der Lebensstandard gestiegen ist, zwi-
schen den einzelnen Mitgliedstaaten, zwischen den verschiedenen Teilen ein und
desselben Landes und zwischen den verschiedenen Industriezweigen und selbst
zwischen den Höchst- und Niedrigsteinkommen zu krasse Unterschiede beste-
hen bleiben". Die EG besitzt nach dieser Erklärung kein einziges Machtmittel
zur Lösung so dringender Probleme, wie: Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit, Un-
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ternehmenskonkurse, Rationalisierung oder Umstrukturierung. Darüberhinaus
sei in Europa bei der Harmonisierung des Steuer- und Sozialrechts kaum irgend
ein Fortschritt erzielt worden.

Keine belgische Regierung würde diesen Standpunkt als den ihrigen prokla-
mieren; die offizielle Politik stellt die Einheit Europas voran, obwohl bei der
Präzisierung dieser Politik verschiedene Einschränkungen eingebaut werden8.
In das Regierungsabkommen, auf Grund dessen im Mai 1980 eine neue Regie-
rung durch die drei großen Parteien geformt werden konnte, wurde ein Artikel
aufgenommen über die außenpolitischen Beziehungen Belgiens. Der erste Teil
dieses Artikels betrifft die europäische Einheit. Darin wird bestätigt, daß das
Hauptziel der europäischen Politik darin bestehen muß, föderalistische Struktu-
ren zu Stande zu bringen, die der Entwicklung der Völker und Provinzen Rech-
nung trägt. Dieses Ziel muß erstrebt werden durch die schnelle Lösung einiger
akuter Probleme — EG-Haushaltsplan, britische Beiträge, Agrarpreise — und
weiter durch die Ausarbeitung einer gemeinsamen Politik in einer Reihe wirt-
schaftlicher und sozialer Sektoren. Die Institutionen müssen verstärkt werden
und das Europäische Parlament muß mehr Rechte bekommen. Die Beziehun-
gen zu den Entwicklungsländern dürfen nicht vernachlässigt werden, noch darf
an dem Zeitschema für den Beitritt von Spanien und Portugal gerüttelt werden.
Schließlich sprach man sich noch dafür aus, daß Europa mit „einer einzigen Stim-
me" spreche und seine eigenen Aktionen führen sollte. „Zu diesem Zwecke muß
die EPZ weiter ausgebaut werden und schließlich zu einer wahren europäischen
Politik führen". Diese weitreichende Zielsetzung, nämlich Entwicklung und
Ausführung einer gemeinsamen Außenpolitik, wird abgeschwächt durch die
weitere Zusage, daß eine enge Zusammenarbeit mit den westlichen Industrie-
ländern, die unter anderem auch einen Teil des Europarates ausmachen, von
großer Wichtigkeit sei. Daraus kann man schließen, daß nach belgischer An-
sicht, politische Zusammenarbeit in der Verlängerung liegt von wirtschaftlichen
Interessen: es geht um die Belange des kapitalistischen Westens. Eine unabhän-
gige Position, getrennt von den Vereinigten Staaten, wird verworfen. Letztlich
solle man auch noch eng mit den übrigen Mitgliedstaaten des Europarates, d.h.
mit den europäischen Neutralen zusammenarbeiten; auch das weist darauf hin,
daß es den Belgiern bestimmt nicht um machtpolitische Initiativen zu tun ist.
Tatsächlich besteht kein großer Unterschied zwischen dem Standpunkt von Bel-
gien und dem der Niederlande. Obwohl die Belgier von dem Ideal der europäi-
schen Einheit ausgehen, genügt ihnen einstweilen eine viel bescheidenere Form
politischer Zusammenarbeit. Die Niederländer, die in erster Linie geneigt sind,
die EPZ als einen Anschlag auf das Ideal einer überstaatlichen Gemeinschaft zu
sehen, sind durchaus bereit zuzugeben, daß in der Praxis die EPZ der EG nicht
schadet. So darf man eigentlich darauf vertrauen, daß der niederländische Vor-
sitz 1981 keine nachteiligen Folgen für die EPZ haben wird.
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